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Bonn, den 29. Januar 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Bundeskriminalamt 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 12. Mai 1967 
“ Drucksache V/1697 - 


ln Erfüllung des Ersuchens des Deutschen Bundes- 
tages auf Drucksache V/1697 lege ich erneut einen 
Bericht über das Bundeskriminalamt vor. 

Die seit der letzten Berichterstattung am 31. Januar 
1967 - Drucksache V/1377 - zur Konsolidierung des 
Bundeskriminalamtes fortgeführten Maßnahmen 
waren erfolgreich. Die Zeit war jedoch nicht aus- 
reichend, um alle im Interesse einer wirksamen Ver- 
brechensbekämpfung vorgesehenen und eingeleite- 
ten Maßnahmen abschließen zu können. 

Im einzelnen berichte ich folgendes: 

I. 

Auch im Jahre 1967 wurden alle Möglichkeiten ge- 
nutzt, die personelle Lage des Bundeskriminalamtes 
zu verbessern. Diese Bemühungen hatten insoweit 
Erfolg, als trotz eines starken Altersabgangs die 
Zahl der freien Planstellen beträchtlich verringert 
werden konnte. Hierfür ist auch den Innenministern 
der Länder zu danken, die Beamte aus den Länder- 
polizeien für eine Verwendung im Bundeskriminal- 
amt freigegeben haben, obwohl auch in ihren Be- 
reichen die personellen Schwierigkeiten bei der 
Kriminalpolizei noch nicht überwunden sind. 

1. Auf Grund der von April bis November 1966 und 
erneut im August 1967 erfolgten Stellenaus- 
schreibungen konnten im vergangenen Jahr 
33 Vollzugsbeamte aus den Ländern für den 
allgemeinen und den leitenden Kriminaldienst 
zum Bundeskriminalamt übernommen werden. 


Außerdem haben 11 Kriminalanwärter des allge- 
meinen Dienstes am 31. Mai 1967 ihren zweijäh- 
rigen Vorbereitungsdienst erfolgreich abge- 
schlossen. 

An einem am 3. Juli 1967 eröffneten Lehrgang 
nehmen 13 Kriminalanwärter des allgemeinen 
Dienstes teil. Weitere 13 Kriminalanwärter des 
allgemeinen Dienstes haben ihren zweijährigen 
Vorbereitungsdienst am 2. Januar 1968 begonnen. 
Zur Zeit läuft noch der Lehrgang für die Lauf- 
bahn des leitenden Kriminaldienstes mit 12 Teil- 
nehmern, den ich schon in meinem Bericht vom 
31. Januar 1967 erwähnt habe. Die -Einstellung 
von weiteren 6 Anwärtern für diese Laufbahn ist 
zum 1. März 1968 geplant. 

Es ist zu erwarten, daß unter Einschluß des im 
Regierungsentwurf vorgesehenen Personalhaus- 
halts 1968 - der gegenüber 1967 weitere Ver- 
besserungen vorsieht - nahezu alle freien Plan- 
stellen des Vollzugsdienstes in absehbarer Zeit 
besetzt werden können. Der aller Wahrschein- 
lichkeit nach erhöhte Arbeitsanfall wird jedoch 
in den kommenden Jahren eine weitere Ver- 
mehrung der Planstellen des Bundeskriminalam- 
tes erforderlich machen. Die Bemühungen, Be- 
amte aus den Ländern und freie Bewerber für 
den Dienst im Bundeskriminalamt zu gewinnen, 
müssen deshalb unvermindert fortgesetzt wer- 
den. Der Erfolg hängt wesentlich davon ab, ob 
den Länderbeamten ein Anreiz zum Übertritt in 
den Bundesdienst geboten werden kann. Die im 
Vorjahr bewilligte Erhöhung der Aufwandsent- 
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Schädigung um monatlich 10 DM ist nicht aus- , 1. 
reichend, da die Aufwandsentschädigung nach ' 
v/ie vor unter den in den meisten Ländern ge- 
zahlten Vollzugszulagen liegt. Mitentscheidend 
werden auch weitere Verbesserungen des Stel- 
lenkegels sein, die den Beamten bessere Fort- 
kommensmöglichkeiten eröffnen, zumal die 
Länder ebenfalls Stellenverbesserungen vorge- 
nommen haben. 

Den meisten Beamten stehen im Länderdienst - 
besonders in ländlichen Bezirken - weitaus billi- 
gere Wohnungen zur Verfügung, als sie der 
Bund in Wiesbaden oder im Raum Bonn Bad 
Godesberg zu bieten hat. Meine Bemühungen 
werden deshalb darauf gerichtet sein, preis- 
günstige Wohnungen für die Bediensteten des 
Biindeskriminalamtes zu schaffen. Allein bei der 
Abteilung Sicherungsgruppe in Bad Godesberg, 
v/o die Wohnraumversorgung noch schwieriger 
als in Wiesbaden ist, besteht zur Zeit ein vorerst 
nicht zu befriedigender Bedarf von 24 Wohn- 2. 
einheiten, der sich durch Ersatz der in den Ruhe- ; 
stand tretenden Beamten und durch die Beset- 
zung der noch freien Planstellen bis Ende 1969 
etv/a verdreifachen wird. Ich werde mich dafür 
einsetzen, daß der Bundesminister für Woh- 
nungswesen und Städtebau diesen Bedarf bei 
künftigen Wohnungsvergaben bevorzugt berück- 
sichtigt und der Bundesminister der Finanzen die 
für die Jahre 1969 und 1970 festgelegten Fällig- 
keiten der ersten Rate der Bindungsermächtiguii- 
geri 1967 von Mitteln für BundesbediensteLen- 
wohnungen so zeitig wie möglich erteilt, d.h. > 
die Fälligkeiten vorverlegt. j 

I 

2. Die mit Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen gewährte steuerpflichtige Zulage von 
monatlich 50 DM für die Angestellten der Ver- 
gütungsgruppen X bis Vc BAT hat sich günstig 
ausgewirkt. Insgesamt konnten im Berichtszeit- 1 
raum 25 Ganztags- und 2 Halbtagskräfte ein- ’ 
gestellt v/erden, denen allerdings auch 5 Ab- i 
gänge gegenüberstehen. Bedauerlich bleibt je- . 
doch, daß die Zulage nur für einen beschränkten 
Personenkreis zugestanden worden ist. 

3. Der zeitlich befristete Austausch von Kriminal- 

beamten der Länder gegen Kriminalbeamte des | 
Bundeskrimdnalamtes im Wege der Abordnung 
hat sich noch nicht in dem gewünschten Llmfang 
verwirklichen lassen. Bisher konnten nur 2 Be- 
amte des Bundeskriminalamtes im Austausch ; 
gegen je einen Länderbeamten zum Bayerischen | 
Landeskriminalamt und zum Kriminal amt Ham- i 
bürg ab geordnet werden. | 

II. I 

In meinem Bericht vom 31. Januar 1967 habe ich | 
darauf hingewiesen, daß zur Verbesserung der Ar- i 
beitsmöglichkeiten des Bundeskriminal amtes auch 
technische und organisatorische Fragen gelöst wer- ! 
den müssen. Hierzu ist ergänzend vorzutragen: 


Der Innenausschuß des Deutschen Bundestages 
hat sich am 10. April 1967 von den beengten 
Raumverhältnissen des Biindeskriminalamtes 
überzeugt. Er ist zu dem Ergebnis gekommen, 
daß die Raumnot die Arbeit des Amtes wesent- 
lich erschwert. Eine weitere Verschlechterung der 
räumlichen Verhältnisse ist durch den Raum- 
bedarf der inzwischen gebildeten Arbeitsgruppe 
,,Elektronisdie Datenverarbeitung'' eingetreten, 
die sich aus Beamten der Eänder und des Bundes- 
kriminalamtes zusammensetzt. 

Eine grundlegende Änderung wird in absehbarer 
Zeit nicht möglich sein; die Fertigstellung sämt- 
licher Um- und Erweiterungsbauten des Bundes- 
kriminalamtes wird noch mehrere Jahre in An- 
spruch nehmen. Ich bin jedoch überzeugt, daß die 
Angehörigen des Amtes hierfür Verständnis ha- 
ben und sich mit den Schwierigkeiten der Über- 
gangszeit ablinden werden. 

Irn Mittelpunkt des (iff entliehen Interesses stand 
auch im vergangenen Jahr die Einführung der 
elektronischen Datenverarbeitung in der Polizei. 
Nicht immer wurden in der öffentlichen Diskus- 
sion der technische und methodische Entwick- 
lungsstand und die zur Zeit bestehenden Mög- 
lichkeiien richtig erkannt und eingeschätzt. Ich 
halte es nach wie vor nicht für möglich, eine so 
umfangreiche und schwierige Aufgabe kurzfristig 
zu lösen. Bund und Länder sind im Rahmen einer 
engen, vertrauensvollen Zusammenarbeit um 
eine zweckmäßige Lösung bemüht. Die Probleme, 
die sich dabei stellen, habe ich in meinem Bericht 
vom 31. Januar 1967 erörtert. Um Wiederholun- 
gen zu vermeiden, beschränke ich mich auf eine 
Darstellung der im Jahre 1967 fortgeführten 
Arbeiten. 

a) In Fortentv/icklung der in den vergangenen 
Jahren gewonnenen Erkenntnisse wurden die 
Möglichkeiten der Identifizierung noch un- 
bekannter Täter durch maschinelle Daten- 
vergleiche in einer leistungsstarken EDV- 
Anlage praktisch erprobt. Für diese Versuche 
wurde ein vom Bundeskriminalamt erarbeite- 
tes Merkmalsverzeichriis mit 1550 Einzel - 
merkm eilen benutzt. Es wurden die Merkmale 
aus den Verhaltensweisen von 200 bekannten 
und 60 unbekannten Tätern erfaßt, aufbereitet 
und in einer EDV-Anlage zu Vergleichszwek- 
ken gespeichert. Um möglichst praxisnahes 
Datenmaterial und damit realistische Arbeits- 
abiäufe und -ergebiiisse zu erhalten, wurde 
die Zahl der Straftäter und Straftaten un- 
bekannter Täter entsprechend den prozen- 
tualen Anteilen der einzelnen Deliktsrichtun- 
gen in der polizeilichen Kriminalstatistik fest- 
gelegt. 

Die Erprobung hat gezeigt, daß das Problem 
des maschiiicllen Datenvergleichs in diesem 
Aufgabenbereich im Prinzip lösbar ist. Die 
Anwendbarkeit dieser Vergleichsmethode in 
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der praktischen Arbeit bleibt jedoch noch zu | 
prüteii. Die aus diesem bereits im Jahre 1966 ; 
begonnenen und jetzt abgeschlossenen Ver- | 
such gewonnenen Erkenntnisse sind für die 1 
weiteren Arbeiten äußerst wertvoll. 

b) Mit Zustimmung der Ständigen Konferenz der 
Innenminister der Länder wurde am 1. Sep- 
tember 1967 im Bundeskriminalamt eine er- 
weiterte Arbeitsgruppe „Elektronische Daten- 
verarbeitung" gebildet, die sich z. Z. aus 
Beamten des leitenden und des allgemeinen 
kriminalpolizeilichen Vollzugsdienstes zusam- 
mensetzt. im Laufe des Jahres 1968 wird die 
Leitung dieser Arbeitsgruppe von einem hoch- 
qualitizierten Dipl. -Mathematiker, der ein an- 
erkannter Fachmann auf dem Gebiet der 
Automation ist, übernommen werden. Die Ein- I 
Stellung weiterer Fachkräfte ist vorgesehen. | 
Außerdem ist die Gruppe am 2. Januar 1968 
um 6 von den Landeskriminalämtern Bayern, 
Hamburg, Flessen, Niedersachsen, Nordrhein- 
Westfalen und vom Polizeipräsidenten Berlin 
abgeordnete Beamte verstärkt worden. Damit 
sind in der Arbeitsgruppe nicht nur die | 
verschiedenen kriminal-polizeilichen Sach- j 
bereiche, sondern auch Dienststellen der drei | 
FJ3enen Ortskriminalpolizei, Landeskriminal- | 
amt, Bundeskriminalamt vertreten. Dieses be- | 
deutet, daß künftig in Bund und Ländern i 
Beamte zur Verfügung stehen, die auf Grund j 
ihrer gemeinsamen Ausbildung und Tätigkeit i 
die auf dem Gebiet der elektronischen Daten- 
verarbeitung unabdingbar notwendige Ein- 
lieit in der Arbeitsmethodik der gesamten 
Kriminalpolizei gewährleisten. 

Aufgabe der Arbeitsgruppe ist es, unter Be- 
rücksichtigung aller bisherigen Vorarbeiten 
die Möglichkeiten elektronischer Datenverar- 
beitung im Bereich der Kriminalpolizei zu 
prüfen, Erprobungen durchzuführen sowie 
Vorschläge arbeitsorganisatorischer und tech- 
nischer Art für die Einführung der elektroni- 
schen Datenverarbeitung vorzulegen. Die 
Planung geht von der Notwendigkeit in einer 
engen Zusammenarbeit des Bundeskriminal- 
amtes mit in- und ausländischen Polizeibehör- 
den aus. 

c) Neben der intensiven Zusammenarbeit zwi- 
schen Bund und Ländern besteht eine enge 
Fühlungnahme mit dem Bundesminister für 
wissenschaftliche Forschung. Im Gespräch ist 
zur Zeit die Vergabe eines Forschungsauftrags 
zur Errichtung einer Kriminaldatenbank. Die 
Kosten hierfür sollen aus dem Ffaushalt des 
Bundesministers für wissenschaftliche For- 
schung bestritten werden. Informationsge- 
spräche mit einer deutschen Firmengruppe 
über Einzelheiten eines Forschungsauftrags 
finden in Kürze statt. Um eine Zweispurigkeit 
in der künftigen Entwicklung zu vermeiden, 


sollen die Arbeiten der Firmengruppe mit 
denen der Arbeitsgruppe „Elektronische Da- 
tenverarbeitung" des Bundeskriminalamtes 
integriert werden. 

d) Im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Verkehr prüft das Bundeskriminalamt zur Zeit 
mit dem Kraftfahrt-Bundesamt, ob die Fahn- 
dung nach gestohlenen oder anderweitig ab- 
handen gekommenen Kraftfahrzeugen durch 
Ausnutzung der elektronischen Datenverar- 
beitungsanlage des Kraftfahrt-Bundesamtes 
intensiviert worden kann. Ziel dieser Bemü- 
hungen ist, jedes als gestohlen gemeldetes 
Kraltrahrzeug ohne Rücksicht auf örtliche 
Fahndungsmaßnahmen sofort zentral zu er- 
fassen. Damit wäre die Möglichkeit einer um- 
fassenden und beschleunigten Aiiskunftertei- 
lung an anfragende Polizeidienststellen gege- 
ben. Über Einzelheiten kann noch nicht be- 
richtet werden, da die Verhandlungen noch 
nicht abgeschlossen sind. 

e) Die elektronische Datenverarbeitung v/urde 
(nstmalig im Rahmen des allgemeinen Fahn- 
dungstages (Bundesfahndungstag) auch prak- 
tisch erprobt. Das Bundeskrinünalamt hatte 
die Erstellung eines vergleichbaren Magnet- 
bandes mit Daten von etwa 110 000 in der 
Bundesrepublik gesuchten Personen übernom- 
men, nachdem sich 21 Kriminalpolizeidienst- 
stellen für cüne Überprüfung der bereits auf 
Datenträgern erfaßten Einwohnerkarteien 
durch maschinelle Datenvergleiche entschie- 
den hatten. Insgesamt wurden in 6 Ländern 
maschinelle Vergleiche der Personaldaten 
von 5.5 Millionen Personen durchgeführt. 
Damit ist die elektronische Datenverarbeitung 
in Zusammenarbeit von Dienststellen des 
Bundes, der Länder und Gemeinden zum 
erstenmal in Deutschland überregional im 
Rahmen einer kriminalpolizeilichen Exekutiv- 
aufgabe erfolgreich eingesetzt worden. 

ln der Zeit vom 2. bis 28. Oktober 1967 führte 
das Bimdeskriminalamt in Zusammenarbeit mit 
den Landeskriminalämtern Bayern und Nord- 
rhein-Westfalen versuchsweise Bildübertragun- 
gen auf dem Drahtweg durch. Es wurden u. a. 
Fingerabdruckblätter, Handschriften, Lichtbilder, 
Zeichnungen, Werkzeugspuren und fotografische 
Reproduktionen von Schmuckstücken übermittelt. 
Zur Erprobung wurden drei verschiedene Geräte- 
typen eingesetzt. Das Ergebnis dieser Versuche 
zeigt, daß die Industrie nunmehr in der Lage ist, 
Geräte herziistellen, die den besonderen krimi- 
nalpolizeilichen Anforderungen gerecht werden. 
Die weitere Planung des Bundeskriminalamtes 
geht dahin, die Voraussetzungen für die Errich- 
tung eines polizeieigenen Bildleitungsnetzes zu 
schaffen, und zwar nicht nur im nationalen, son- 
dern auch im internationalen Bereich. 
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4. Die Einrichtung des Dauerdienstes hat sich wei- 
terhin vorteilhaft ausgewirkt. Sowohl der Nach- 
richtenaustausch mit in- und ausländischen Poli- 
zeidienststellen als auch die Zusammenarbeit der 
Fachabteilungen des Amtes untereinander haben 
eine Intensivierung und Beschleunigung erfahren. 

Bei der Bewältigung von Sonderaufgaben, z. B. 
im Rahmen des allgemeinen Fahndungstages, hat 
sich der Dauerdienst besonders bewährt. Die in- 
folge zahlreicher Festnahmen in allen Bundes- 
ländern verstärkt anfallenden Eilersuchen konn- 
ten sach- und fristgerecht bearbeitet werden. 

III. 

Ungeachtet der unter I und II aufgezeigten Verbes- 
serungen der Arbeitseffektivität des Bundeskrimi- 
nalamtes wird in meinem Hause entsprechend dem 
Beschluß des Deutschen Bundestages auf Druck- 
sache V/1697 geprüft, ob und ggf. welche gesetz- 
geberischen Maßnahmen im Interesse der Intensi- 
vierung der Verbrechensbekämpfung erforderlich 
sind. Das Ergebnis dieser Prüfung wird weitgehend 
von dem Ergebnis der Beratungen einer Kommission 
des Arbeitskreises II „öffentliche Sicherheit und 
Ordnung" der Arbeitsgemeinschaft der Innenmini- 
sterien der Länder beeinflußt werden, die ich bereits 
in der Fragestunde der 130. Sitzung des Deutschen 
Bundestages erwähnt habe. Die Kommission hat zu 
prüfen und Vorschläge auszuarbeiten, inwieweit 
durch Verwaltungsabkommen eine zügige und in- 
einandergreifende Zusammenarbeit der Polizei zwi- 


schen den Ländern und zwischen Bund und Ländern 
in der Verbrechensbekämpfung gewährleistet wer- 
den kann. 

Angesichts des der Kommission erteilten umfassen- 
den Auftrages wird das Ergebnis ihrer Beratungen 
auch für die Beantwortung der Frage ausschlag- 
gebend sein, ob gesetzgeberische Maßnahmen des 
Bundes zur Erweiterung der Befugnisse des Bundes- 
kriminalamtes im Rahmen des Artikel 73 Nr. 10 des 
Grundgesetzes notwendig sind. 

IV. 

Der vorstehende Bericht läßt erkennen, daß in der 
personellen, räumlichen und technischen Ausstat- 
tung des Bundeskriminalamtes wesentliche Fort- 
schritte erzielt worden sind. Ich bin dankbar, daß 
sich der Innenausschuß des Deutschen Bundestages 
eingehend mit den Problemen des Bundeskriminal- 
amtes befaßt hat und daß der von mir in meinem 
Bericht vom 31. Januar 1967 geäußerten Bitte um 
Unterstützung durch das Parlament bei den erforder- 
lichen Konsolidierungsmaßnahmen entsprochen wor- 
den ist. Ich wäre dankbar, wenn ich diese Unter- 
stützung auch in Zukunft finden würde. Ich selbst 
werde weiterhin meine besondere Aufmerksamkeit 
auf die Verbesserung der Arbeitsmöglichkeiten des 
Bundeskriminalamtes im Interesse der Intensivie- 
rung der Verbrechensbekämpfung und damit der 
Gewährleistung der Sicherheit unserer Bürger rich- 
ten. 


In Vertretung 

Gumbel 



